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Kurz notiert
Wirtschaftsförderung  
- Gutachten

Die Mittelstandsvereinigung der CDU hat 
am 7. Mai 2015 mit 60 Teilnehmern über 
das Gutachten zur Wirtschaftsförderung 
der Stadt Düren diskutiert. Der VIV-Ge-
schäftsführer diskutierte mit Herrn Dr. 
Mahnke und Bürgermeister Paul Larue.      
Die Positionierung von Hans-Harald  
Sowka finden Sie im Anhang.             (So)                                                

VIV-Jahreshauptversammlung 2015
Die Stimmung der Unternehmen in der 
Region hat sich seit Herbst letzten Jahres 
deutlich aufgehellt und auch Deutschland 
ist aktuell in einer guten Verfassung. Ein 
niedriger Ölpreis, moderate Rohstoffkos-
ten und ein schwacher Euro beflügeln die 
Wirtschaft. Ein positives Bild, das auch 
Dr. Stephan Kufferath, Vorsitzender der 
Vereinigten Industrieverbände von Dü-
ren, Jülich, Euskirchen und Umgebung 
e.V. (VIV), zeichnet. 
In seiner Rede bei der diesjährigen VIV-
Jahreshauptversammlung auf Schloss 

Burgau betonte er, wie wichtig es sei, 
sich gerade in guten Zeiten für die Zu-
kunft zu wappnen.

Als eine der größten Herausforderungen 
für Deutschland in den nächsten Jahren 
nannte Kufferath die Energiewende. Sie 
müsse zu vertretbaren Kosten gelingen. 
Der deutsche Sonderweg bedeute für In-
dustrie und Verbraucher auch Sonderlas-
ten, die andere Länder nicht hätten und 
die die deutsche Wettbewerbsfähigkeit 
gefährden.

v.l.n.r.: Hans-Harald Sowka, Prof. Dr. Günther Schuh, Hans-Helmuth Schmidt und 
Dr. Stephan Kufferath 

Positionierung

Verrohung der Sitten

Die Rechtsgrundsätze von Streiks geraten 
in Vergessenheit, bedauert Luitwin Mall-
mann, Hauptgeschäftsführer von unter-
nehmer nrw.                                      (So)                                                

Gastkommentar im Handelsblatt 
vom 12.05.2015
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Kritisch sieht der VIV-Vorsitzende zudem 
die Prioritätensetzung der Bundesregie-
rung bei sozialpolitischen Themen wie 
Mütterrente und der Rente mit 63: „Das 
wird uns in einigen Jahren noch teuer zu 
stehen kommen: Entweder steigen die 
Steuern oder die Beiträge zur Sozialversi-
cherung“, ist sich Kufferath sicher.

Unternehmen nicht überfordern
Insgesamt neige die deutsche Politik 
dazu, die Unternehmen in ihrer Leis-
tungsfähigkeit und Leidensfähigkeit zu 
überschätzen, erklärte Kufferath. Dies 
hänge möglicherweise auch mit einer 
völlig falschen Vorstellung in Politik und 
Öffentlichkeit von der Größe der Unter-
nehmen in Deutschland zusammen. So 
beschäftigen laut Statistischem Bundes-
amt nur 1,6 Prozent der Unternehmen 
des verarbeitenden Gewerbes in Deutsch-
land mehr als 250 Mitarbeiter. „Wir als 
Vereinigte Industrieverbände von Düren, 
Jülich und Euskirchen haben 140 Mit-
gliedsunternehmen. Davon haben mehr 

als die Hälfte weniger als 100 Mitarbei-
ter und nur acht Unternehmen haben 
mehr als 500 Mitarbeiter“, erläuterte 
Kufferath. Auch die Gewinne von Unter-
nehmen würden deutlich überschätzt. 
So erwirtschafte beispielsweise kaum 
ein Drittel der Unternehmen in der deut-
schen Vorzeigebranche, der Metallindus-
trie, eine Nettoumsatzrendite von mehr 
als vier Prozent.

Reform der Erbschaftssteuer
Eine Gefahr der Überforderung insbeson-
dere von familiengeführten, mittelstän-
dischen Unternehmen sieht Kufferath 
auch bei der aktuellen Diskussion zur Re-
form der Erbschaftssteuer. Das Bundes-
verfassungsgericht hat dem Gesetzgeber 
aufgegeben, bis Mitte 2016 die steuerbe-
günstigte Vererbung von Unternehmen 
neu zu regeln. Kufferath plädierte auf 
der VIV-Jahreshauptversammlung dafür 
eine Lösung zu finden, die es erlaubt, Fa-
milienunternehmen unbeschadet an die 
nächste Generation weiterzugeben: „Das

Impressionen der JHV 2015 
VIV-Pressemitteilung

Bahnstreik - der nächste kommt bestimmt 

Zu dem - inzwischen beendeten - Streik 
der GDL bei der Deutschen Bahn erklärte 
Arbeitgeberpräsident Kramer: 

Ich fordere die Gewerkschaft der Lo-
komotivführer auf, den für sieben Tage 
angekündigten Streik sofort abzusagen. 
Der gesamten deutschen Wirtschaft dro-
hen Schäden von täglich 100 Millionen 
Euro. Das Vorgehen der GDL ist verant-
wortungslos und vollkommen unverhält-
nismäßig. 

Ein siebentägiger Stillstand des Bahn-
verkehrs geht zulasten der gesamten 
Volkswirtschaft und aller Bahnreisenden. 
Der Streik der GDL richtet sich eigentlich 
gegen die konkurrierende Eisenbahn- 
und Verkehrsgewerkschaft, trifft aber 
die Deutsche Bahn mit all ihren Kunden. 
Die GDL nimmt die Kunden der Deutschen 
Bahn in Geiselhaft, um in einem rein in-
nergewerkschaftlichen Machtkampf die 

Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft zu 
schwächen. 
Der Streik trifft die ganze Breite der 
deutschen Industrie, vor allem aber die 
Automobil- und Stahlindustrie sowie die 
Chemie- und Rohstoffindustrie, die ohne 
pünktliche Zulieferungen innerhalb kür-
zester Zeit Produktionsausfälle erleiden. 
Wer für egoistische Einzelinteressen zen-
trale Teile der deutschen Infrastruktur 
lahmlegt, untergräbt die Akzeptanz der 
Tarifautonomie und ruiniert die Tarifpart-
nerschaft. 
Ich appelliere an die GDL, das Angebot 
der Deutschen Bahn für eine Schlichtung 
anzunehmen. In der Schlichtung kann 
eine Lösung erreicht werden, die eine 
verantwortungsvolle Tarifpartnerschaft 
fördert und auch die Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft einschließt. 

Kurz notiert

Finanzamt will die Steuern in bar. Wenn 
das Geld aber in Maschinen und Gebäu-
den investiert ist, ist dieses Bargeld so 
nicht vorhanden. Wir wollen aber nicht, 
dass die nächste Unternehmergeneration 
Anteile an fremde Investoren verkaufen 
muss, um dieses Bargeld aufzutreiben. 
Wir wollen die lokalen, unabhängigen  
Familienbetriebe erhalten.“                  (Dü)

Leserbrief Dr. Kufferath, 
Dürener Zeitung vom 05.05.2015

Pfändungsfreigrenzen  
ab Juli 2015

Mit Wirkung ab 1. Juli 2015 hat das Bun-
desministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz die Pfändungsfreigrenzen 
angepasst; sie waren zuletzt zum 1. Juli 
2013 erhöht worden. Entsprechend der 
Anhebung des einkommensteuerrechtli-
chen Grundfreibetrages werden die Pfän-
dungsfreigrenzen um 2,76 Prozent ange-
hoben.

Aus der „Pfändungsfreigrenzenbekannt-
machung 2015“ ergeben sich die konkre-
ten unpfändbaren Beträge sowie aus der 
dazugehörenden umfangreichen Tabelle, 
gestaffelt nach unterschiedlichen Net-
tolöhnen und persönlichen Daten, die 
pfändbaren Beträge.                          (AS)                                                

Tabelle Pfändungsfreigrenzen
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FAX 	 02421/4042-25
E-MAIL 	 info@vivdueren.de
WEB 	 www.vivdueren.de

Gesetzliche Rentenversicherung
- Rentenwertbestimmungsverordnung 2015
- Rentenanpassung zum 1. Juli 2015

Die Bruttolöhne in Deutschland haben 
real (also nach Abzug der Inflationsrate) 
erstmals wieder das Niveau von 2000 er-
reicht. Meldet die Hans-Böckler-Stiftung. 

Stärker sind allerdings die Tariflöhne 
gestiegen. Sie waren 2014 real um 10,9 
Prozent höher als im Jahr 2000. 

Wir ergänzen: Die Metalltariflöhne haben 
im gleichen Zeitraum um 16,3 Prozent 
zugelegt.                                            (So)                                                

Reallöhne

Das Bundeskabinett hat am 29. April 
2015 die „Verordnung zur Bestimmung 
der Rentenwerte in der gesetzlichen 
Rentenversicherung und in der Alterssi-
cherung der Landwirte zum 1. Juli 2015“ 
(Rentenwertbestimmungsverordnung 
2015) beschlossen.
Danach steigen die Altersbezüge der  
Rentner zum 1. Juli 2015 in Westdeutsch-

land um 2,1 Prozent und in Ostdeutsch-
land um 2,5 Prozent. 

In den alten Bundesländern erhöht sich 
der aktuelle Rentenwert dementspre-
chend von 28,61 Euro auf 29,21 Euro, in 
den neuen Bundesländern von 26,39 Euro 
auf 27,05 Euro.                                     (Kie)

mailto:info@vivdueren.de
http://www.vivdueren.de
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Pressemitteilung 

 

Vereinigte Industrieverbände: In guten Zeiten für die Zukunft wappnen 

 

Düren, 11.05.2015. Die Stimmung der Unternehmen in der Region hat sich seit Herbst 

letzten Jahres deutlich aufgehellt und auch Deutschland ist aktuell in einer guten Ver-

fassung. Ein niedriger Ölpreis, moderate Rohstoffkosten und ein schwacher Euro be-

flügeln die Wirtschaft. Ein positives Bild, das auch Dr. Stephan Kufferath, Vorsitzender 

der Vereinigten Industrieverbände von Düren, Jülich, Euskirchen und Umgebung e.V. 

(VIV), zeichnet. In seiner Rede bei der diesjährigen VIV-Jahreshauptversammlung auf 

Schloss Burgau betonte er, wie wichtig es sei, sich gerade in guten Zeiten für die Zu-

kunft zu wappnen. 

 

Als eine der größten Herausforderungen für Deutschland in den nächsten Jahren 

nannte Kufferath die Energiewende. Sie müsse zu vertretbaren Kosten gelingen. Der 

deutsche Sonderweg bedeute für Industrie und Verbraucher auch Sonderlasten, die 

andere Länder nicht hätten und die die deutsche Wettbewerbsfähigkeit gefährden. 

 

Kritisch sieht der VIV-Vorsitzende zudem die Prioritätensetzung der Bundesregierung 

bei sozialpolitischen Themen wie Mütterrente und der Rente mit 63: „Das wird uns in 

einigen Jahren noch teuer zu stehen kommen: Entweder steigen die Steuern oder die 

Beiträge zur Sozialversicherung“, ist sich Kufferath sicher. 

 

Den Arbeitgebern macht die Überregulierung des deutschen Arbeitsmarktes erheblich 

zu schaffen: Elternzeit, Zeitarbeit, Werkverträge, Mindestlohn, Frauenquote, Entgelt-

gleichheit, Rechtsanspruch auf befristete Teilzeit – die Regulierungswut der Politik be-

lastet die Unternehmen zunehmend. Das Resultat ist ein Dickicht aus Intransparenz 

und Bürokratie, das niemand mehr durchschaut. 
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Unternehmen nicht überfordern 

Insgesamt neige die deutsche Politik dazu, die Unternehmen in ihrer Leistungsfähig-

keit und Leidensfähigkeit zu überschätzen, erklärte Kufferath. Dies hänge möglicher-

weise auch mit einer völlig falschen Vorstellung in Politik und Öffentlichkeit von der 

Größe der Unternehmen in Deutschland zusammen. So beschäftigen laut Statisti-

schem Bundesamt nur 1,6 Prozent der Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes 

in Deutschland mehr als 250 Mitarbeiter. „Wir als Vereinigte Industrieverbände von 

Düren, Jülich und Euskirchen haben 140 Mitgliedsunternehmen. Davon haben mehr 

als die Hälfte weniger als 100 Mitarbeiter und nur acht Unternehmen haben mehr als 

500 Mitarbeiter“, erläuterte Kufferath. Auch die Gewinne von Unternehmen würden 

deutlich überschätzt. So erwirtschafte beispielsweise kaum ein Drittel der Unterneh-

men in der deutschen Vorzeigebranche, der Metallindustrie, eine Nettoumsatzrendite 

von mehr als vier Prozent. 

 

Reform der Erbschaftssteuer 

Eine Gefahr der Überforderung insbesondere von familiengeführten, mittelständischen 

Unternehmen sieht Kufferath auch bei der aktuellen Diskussion zur Reform der Erb-

schaftssteuer. Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber aufgegeben, bis 

Mitte 2016 die steuerbegünstigte Vererbung von Unternehmen neu zu regeln. Kuf-

ferath plädierte auf der VIV-Jahreshauptversammlung dafür eine Lösung zu finden, die 

es erlaubt, Familienunternehmen unbeschadet an die nächste Generation weiterzuge-

ben: „Das Finanzamt will die Steuern in bar. Wenn das Geld aber in Maschinen und 

Gebäuden investiert ist, ist dieses Bargeld so nicht vorhanden. Wir wollen aber nicht, 

dass die nächste Unternehmergeneration Anteile an fremde Investoren verkaufen 

muss, um dieses Bargeld aufzutreiben. Wir wollen die lokalen, unabhängigen Fami-

lienbetriebe erhalten.“ 

 

Industrie 4.0 

Eines der Mega-Themen der nächsten Jahre ist die viel diskutierte Digitalisierung der 

Unternehmen („Industrie 4.0“). Auch für kleine und mittelständische Unternehmen ist 

es fundamental wichtig, sich mit dieser neuen Herausforderung auseinanderzusetzen. 

Nur wer die notwendigen Rahmenbedingungen für die Digitalisierung seiner Produk-

tion schafft, kann dauerhaft am Markt bestehen. 
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Erste Impulse zum Thema vermittelte Prof. Dr. Günther Schuh, der diesjährige Fest-

redner der VIV-Jahreshauptversammlung, in seinem Vortrag „Industrie 4.0 – Chancen 

und Risiken“. Prof. Schuh ist Direktor des Werkzeugmaschinenlabors der RWTH 

Aachen und des Fraunhofer-Instituts für Produktionstechnologie. Zudem ist er Direktor 

des Forschungsinstituts für Rationalisierung an der RWTH Aachen. 

 

Die Vereinigten Industrieverbände haben 140 Mitgliedsunternehmen mit rund 16.000 

Beschäftigten. 2014 erzielten die Mitgliedsunternehmen in der Region einen Umsatz 

von rund 3,874 Milliarden Euro. 

 

Ansprechpartner: Hans-Harald Sowka 
Telefon:  02421/4042-0 
Telefax:  02421/4042-25 
E-Mail:  info@vivdueren.de 



 

 

 

 

 

 

Gutachten zur Wirtschaftsförderung der Stadt Düren 
„Düren muss sich neu erfinden“ 
 
Positionierung von RA Hans-Harald Sowka, Düren  
 
 
1. Ich habe mir folgende Fragen gestellt: 
 

1. Welche Erkenntnis zu Daten und Fakten ist neu? 
2. Welche Handlungsempfehlungen sind neu? 
3. Passen die Handlungsempfehlungen zur der Analyse: 

„Düren muss sich neu erfinden“? 
 

Und wenn ich diese Fragen beantworte, dann muss ich leider sagen: 
 

1. Nichts wirklich Neues. 
2. Die Handlungsempfehlungen sind deckungsgleich mit denen für den Kreis  

Düren – und auch die sind seit Jahren bekannt. 
3. Selbst wenn alle Empfehlungen realisiert sind, hat sich Düren nicht neu erfun-

den. Also: Analyse und Empfehlungen passen nicht zusammen. 
 
Und im Übrigen habe ich mir natürlich die Frage gestellt:  
Warum ein solches Gutachten überhaupt? Und warum fokussiert auf die Stadt Düren? 
 
 Und das verstehe ich bis heute nicht. 
 
 
2. Was erwarte ich von der Wirtschaftsförderung? 

 
 Da befragen wir als Vereinigte Industrieverbände gerade unsere Mitglieder. In 

zwei oder drei Wochen wissen wir da mehr. 
 

Meine persönliche Meinung: 
1. Ich erwarte nicht und würde das auch für falsch halten, wenn sich Wirtschafts-

förderung der Stadt oder auch des Kreises kümmern würden um 
 Demografiethemen oder um 
 Arbeitskräftebedarf, Berufsorientierung oder Förderung von Ausbildung. 
 
Da gilt für meine Begriffe: viele Köche verderben den Brei. Da sollen sich feder-
führend Arbeitsagentur und/oder IHK Aachen drum kümmern. 
Das sind wichtige Themen, aber nicht für die Wirtschaftsförderung. 
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2. Existenzgründungsberatung halte ich für wichtig, aber es kann nicht sein, 
dass sowohl die Wirtschaftsförderung des Kreises als auch der Stadt sich pa-
rallel hier drum kümmern. Also parallele Strukturen vermeiden. 
 

3. Bestandspflege wäre für mich prioritär im Sinne von: Wenn Unternehmen vor 
Ort ein Problem haben, etwa weil eine neue Halle gebaut werden soll oder ein 
neuer Standort gesucht wird, da erwarte ich Hilfestellung, d. h. Beratung und 
Begleitung durch die Wirtschaftsförderung. 
 

4. Gewerbeflächenmanagement wäre ein weitere Thema, und 
 

5. Förderberatung: Gibt es für bestimmte Vorhaben Geld vom Land, oder vom 
Bund, oder woher auch immer? 

 
 
3. Was wären denn Ihre Empfehlungen? 

 
1. Keine Gutachten mehr, sondern Entscheidungsfreude der Politik 
2. Die Verwaltung soll einen Vorschlag machen: 

 
a. welche Aufgaben sollen zukünftig erledigt werden, und 
b. welches Personal mit welcher Qualifikation brauche ich dafür? 
c. sollte die Verwaltung sich auch klarmachen, was Wirtschaftsförderung nicht 

kann 
 

Und dann soll die Politik entscheiden. 
 

3. Keine oder möglichst wenige parallelen Strukturen im Kreis und Stadt 
4. Keine Debatte um die Organisationsform der Wirtschaftsförderung – also eigen-

ständige GmbH oder bei wem in der Verwaltung angesiedelt. 
5. Bitte in fünf Jahren die Debatte nicht von vorne beginnen. 

 
 
4. Was hat Sie an dem Gutachten geärgert? 

 
Richtig geärgert hat mich das Kapitel über die Dürener Industrie. 
Erstaunt haben mich allerdings auch widersprüchliche Zahlen, etwa zu den in der 
Dienstleistung Beschäftigten oder dem Ausländeranteil. 
 
 

5. Wieso der Ärger über die Ausführungen zur Industrie? 
 
Auf 14 Seiten lese ich etwas über die Industrie in Düren. Davon widmen sich 12 
Seiten der Papierindustrie und zwei Seiten der Firma neapco. 
Welche merkwürdige Gewichtung. Textilindustrie, Metallindustrie (außer neapco) 
oder Chemische Industrie finden schlichtweg nicht statt. 
Und dann stimmen da die Zahlen nicht und die Wertung: Wir haben kein Cluster 
Papier, die stimmt auch nicht. 
 
Bei dem Ärger habe ich allerdings eines gelernt: Welche Gemeinden eigentlich zur 
Stadt Düren gehören. Da hatte ich mir 15 Jahre lang keine Gedanken drüber ge-
macht. Das war also Weiterbildung. 
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6. Zu den falschen Zahlen – wie erklären Sie sich das? 

 
Da müssen Sie die Gutachter fragen. Ich habe allerdings eine ziemlich simple Er-
klärung. 
Wer in der amtlichen Statistik z. B. nach „Metallindustrie“ schaut, der wird eher 
vergeblich suchen. Die Statistik segmentiert: da finden Sie dann Fahrzeugteile, 
Gießereien, Herstellung von Elektroartikeln etc. 
 
Und wenn Sie dann nicht alle Segmente zusammenfassen (das wären für die Me-
tall- und Elektroindustrie mehr als ein Dutzend), dann haben Sie den Überblick ver-
loren. 
 
Anders gewendet: Wenn man dem Betrachter Motor, Getriebe, Lenkrad und viele 
Einzelteile zeigt, ist das sicher interessant. Am Ende aber muss das ganze Auto 
wieder sichtbar werden. 

 

 

 

Düren, 7. Mai 2015 




